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1. Ausgangslage 

Im Rahmen der politischen Zielsetzung einer flächendeckend guten Gesundheitsversorgung ist 
die Krankenhausversorgung und damit die Krankenhausfinanzierung nach wie vor ein wichtiges 
Thema. 

Die Vergütung der voll- und teilstationären Leistungen der Krankenhäuser erfolgt über das sog. 
DRG (Diagnosis Related Groups)-System1 nach den Regelungen des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes2. Zur Deckung der anfallenden Betriebskosten pro Patient erhalten die Krankenhäuser 
für jeden Patienten eine sog. Fallpauschale von dessen Krankenkasse. Die genaue Höhe dieser 
Pauschale ergibt sich aus der jeweiligen Bewertungsrelation3 und dem bundeslandspezifischen 
Preis, dies ist der sog. Landesbasisfallwert. Dieser Wert wird jeweils für ein Jahr auf Landesebene 
zwischen den Krankenkassen und Vertretern der Krankenhäuser verhandelt.  

Die Landesbasisfallwerte in den einzelnen Bundesländern unterschieden sich in der Vergangen-
heit zum Teil deutlich. Noch im Jahr 2012 betrug der Basisfallwert in Baden-Württemberg  
3.036 €, während er in Thüringen nur bei 2.925 € und in Schleswig Holstein bei 2.946 € lag.  
Inzwischen haben sich die Landesbasisfallwerte schrittweise angenähert4. Baden-Württemberg 
weist aktuell einen Basisfallwert von 3.350 € auf, Thüringen einen Wert von 3.342 €.5  

In einer im Februar 2012 an den Deutschen Bundestag gerichteten Petition ist– ausgehend von 
dem in Schleswig-Holstein geltenden sehr niedrigen Basisfallwert –  vorgetragen worden, die 
Vereinbarung auf Landesebene verstoße gegen das Gleichbehandlungsrecht aller Bürger und sei 
deshalb verfassungswidrig6. Die Deutsche Krankenhausgesellschaft und das Bundesministerium 
für Gesundheit wiesen daraufhin in ihren Stellungnahmen auf die gesetzlichen Regelungen und 
insbesondere den bereits seit 2010 bestehenden sog. Korridor um einen einheitlichen Basisfall-
wert hin, an den sich die Landesbasisfallwerte nach und nach annähern sollen. Neben weiteren 

                                     

1 DRGS sind Patientenklassifikationssysteme, mit denen einzelne stationäre Behandlungsfälle anhand bestimmter 
Kriterien, wie z.B. Diagnose oder Schweregrad zu Fallgruppen zusammengefasst werden. S. http://www.aok-
gesundheitspartner.de/bund/krankenhaus/drg/aktuell/index_09425.html#drgs (abgerufen am 23. Juni 2017). 

2 Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung von Krankenhäusern und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
(Krankenhausfinanzierungsgesetz - KHG) vom 29. Juni 1972, BGBl I S. 1009, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. Dezember 2016, BGBl I S. 2986. 

3 Die Bewertungsrelation fällt je nach Schwere oder Komplikation des Falles unterschiedlich hoch aus. 

4 S. zu der Entwicklung der Werte von 2011 bis 2016: Verband der Ersatzkassen e.V. (Hrsg.), Gesamtübersicht 
über die Entwicklung der Landesbasisfallwerte in den einzelnen Bundesländern von 2011 bis 2016, Stand  
6. Januar 2016, http://www.vdek.com/vertragspartner/Krankenhaeuser/landesbasisfallwerte/_jcr_con-
tent/par/download_1/file.res/2_lbfw_2005_2016_DMH.pdf. 

5  Verband der Ersatzkassen, Landesbasisfallwerte 2017, Mai 2017, abrufbar unter: https://www.vdek.com/ver-
tragspartner/Krankenhaeuser/landesbasisfallwerte/_jcr_content/par/down-
load_12/file.res/11_lbfw%202017_ex_DMH.pdf.  

6 Petition 22758, eingereicht am 14. Februar 2012.  
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Möglichkeiten, den Petenten konkret abzuhelfen, etwa in Form von Sicherstellungszuschlägen7, 
sei die Aufhebung von Unterschieden bei den Landesbasisfallwerten, die insbesondere nicht auf 
Grund von Besonderheiten bei der Versorgungs- und Kostenstruktur bestehen, in der 18. Legisla-
turperiode vorgesehen8.  

Die Aufhebung bestimmter Unterschiede bei den unterschiedlichen Landesbasisfallwerten wurde 
im Koalitionsvertrag vom 16. Dezember 20139 als Zielsetzung formuliert. Entsprechend legte eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe Endes des Jahres 2014 im Hinblick auf eine geplante Krankenhausre-
form Eckpunkte dar, die 2015 verwirklicht werden sollten10. Unter anderem wurden weitere 
Schritte zur Qualitätssicherung in den Krankenhäusern sowie Maßnahmen zur Betriebskostenfi-
nanzierung geplant. Die Bund-Länder Arbeitsgruppe sah vor allem eine Fortführung der Anglei-
chung der Landesbasisfallwerte an einen bundeseinheitlichen Korridor ab 2016 vor. 

Die Umsetzung der von der Arbeitsgruppe festgesetzten Ziele erfolgte mit der Weiterentwicklung 
des Bundesbasisfallwertkorridors auf Grundlage des Krankenhausstrukturgesetzes (KHSG), was 
zu den entsprechenden Änderungen im Krankenhausentgeltgesetz im Dezember 2015 führte 11:  
In § 10 Absatz 8 KHSG wurde eine schrittweise Angleichung der Landesbasisfallwerte zwischen 
2016 und 2021 vorgesehen, mit der Folge, dass die vollständige Angleichung an den Korridor im 
Jahr 2021 erreicht sein soll.  

2. Zu den Ursachen unterschiedlicher Basisfallwerte  

Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit hat das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung eine wissenschaftliche Untersuchung zu den Ursachen unterschiedlicher 
Basisfallwerte der Länder durchgeführt. Der Bericht wurde im Dezember 2013 veröffentlicht, 
http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-projektbe-
richte/PB_LBFW_Endbericht.pdf (darin: u. a. Identifizierung von Einflussfaktoren durch Auswer-
tung der Ergebnisse von Befragungen mit Hilfe standardisierter Fragebögen an Experten sowie 
Experteninterviews). 

  

                                     

7   Die Vereinbarung von Sicherstellungszuschlägen ist möglich, wenn die Kosten der medizinischen Versorgung 
in einem Krankenhaus nicht durch die Fallpauschalen-Vergütung abgedeckt werden können. Die Voraus- 
setzungen für Sicherstellungszuschläge werden von der zuständigen Landesbehörde überprüft. 

8 Das Votum und die Begründung des Petitionsausschusses sind abrufbar unter: https://epetitionen.bundes-
tag.de/petitionen/_2012/_02/_14/Petition_22758.nc.html. (zuletzt abgerufen am 21. Juni 2017). 

9  Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 18. Legislaturperiode,  
16. Dezember 2013, S. 57, abrufbar unter: https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitions-
vertrag.pdf 

10 Eckpunkte der Bund-Länder-AG zur Krankenhausreform 2015, 5. Dezember 2014, abrufbar unter: 
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/Downloads/B/Bund_Laender_Kranken-
haus/Eckpunkte_Bund_Laender_Krankenhaus.pdf.  

11 Gesetz zur Reform der Strukturen der Krankenhausversorgung (Krankenhausstrukturgesetz – KHSG) vom  
10. Dezember 2015, in Kraft getreten am 1. Januar 2016, BGBl. I S. 2229. 
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